
Hartz-Gesetze daher endlich abwickeln...
Niedriglohn, prekäre Beschäftigung, Regelsätze,
die nicht wirklich gesellschaftliche Teilhabe er-
möglichen, Angst, Druck, Gängelung, Sanktionen,
falsche Schuldzuweisungen für Arbeitslosigkeit...
Das Hartz-System und speziell Hartz-IV sind kein
Fundament für eine solidarische und gerechte
Gesellschaft. Was die Menschen brauchen, ist eine
soziale Mindestsicherung, die sich am Bedarf ori-
entiert und statt Bestrafungen auszuteilen, vor
den Risiken der Arbeitslosigkeit schützt und Men-
schen ohne Zwang dabei hilft, ihre Fähigkeiten zu
erhalten oder zu erweitern. Dies ist mit dem
Hartz-System nicht möglich, daher gehört es ab-
gewickelt und ersetzt durch ein Sozialsystem, das
seinen Namen verdienen!
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z.B. der Betrag für Mobilität so angesetzt, dass
man dafür auch ein Monatsticket für öffentliche
Verkehrsmittel kaufen könnte. Dies ist bei den jet-
zigen knapp 18 Euro nicht der Fall. Auch um ge-
sunde Ernährung geht es den Regierenden nicht.
So wurde der Tagessatz zur Ernährung von Kin-
dern (6-13 Jahre) bei einer mickerigen Höhe von
rund 2,60 Euro angesetzt. Mit derartigen Summen
lässt sich dauerhaft jedoch keine gesunde Ernäh-
rung finanzieren.11 Würden die Regierenden es
mit dem Existenz„minimum“ ernst meinen, müss-
ten sie die Beträge zudem regelmäßig um die tat-
sächliche Teuerungsrate für die Betroffenen
erhöhen und nicht um wenige Euros pro Jahr, wie
dies jetzt der Fall ist.12 Eine alternative Berech-
nung der Hartz-IV Regelsätze, die allein die statis-
tischen Tricks und willkürlichen Streichungen
einzelner Ausgabeposten vermeiden würde,
käme somit auf einen Betrag von rund 514 Euro.13

Wie durch die Hartz-Reform ein System der
falschen Schuldzuweisung aufkam...
Früher sollte die Arbeitslosenversicherung im Ver-
bund mit dem Sozialsystem dazu dienen, Men-
schen vor grundlegend negativen Konsequenzen
der Arbeitslosigkeit abzuschirmen. Gerade in Zei-
ten der Massenarbeitslosigkeit, wie sie hierzulan-
de seit den 70er Jahren bestehen, wäre dies
wichtig. Die Verantwortlichkeit für Arbeitslosigkeit
wurde im Zuge der Hartz-Reform jedoch komplett
umgedeutet. Weg von Politik, Wirtschaft, Kon-
junktur, hin zu den einzelnen Betroffenen. Wie ab-
surd die Schuldzuweisung gegenüber den
Betroffenen ist, zeigt allein das Verhältnis von Ar-
beitslosen zu offenen Stellen. Aktuell stehen rund
2,3 Mio. Arbeitslosen rund 440 000 gemeldete
Stellen gegenüber (Stand: Juli 2013).14 Selbst wür-
de jede Stelle auf jeden Bewerber oder jede Be-
werberin passen, blieben noch beinahe 2 Mio.
Menschen in Arbeitslosigkeit. Dieses Missverhält-
nis zwischen Arbeitsstellen und Arbeitssuchen-
den war zum Zeitpunkt der Einführung der

Hartz-Reform sogar noch wesentlich ausgepräg-
ter. Dennoch wurde gegen Arbeitslose dadurch
Stimmung gemacht, dass ihnen persönlich die
Schuld an ihrer Situation zugewiesen wurde. Die-
se falsche Denkweise ist leider tief in die Gesell-
schaft eingedrungen und wird häufig selbst von
professionellen Arbeitsvermittlerinnen und Ar-
beitsvermittlern an den Tag gelegt.15

Wie seit Hartz-IV die Bestrafungspraxis aus-
ufert...
Nicht nur, dass Hartz-IV Betroffene unterhalb ei-
nes angemessenen Existenzminimums leben
müssen, tagtäglich erreichbar zu sein haben und
unterm Strich die Schuldzuweisung für mangeln-
de Arbeitsplätze im Land erhalten. Die falsche
Schuldzuweisung geht auch noch einher mit ei-
nem straffen System der Bestrafung (sog. Sanktio-
nen). So können die Leistungen etwa deshalb
zusammengestrichen werden, weil Betroffene zu
spät zu einem Termin im Jobcenter kamen. Es gibt
auch zahlreiche Fälle, bei denen Leistungen be-
reits dafür gestrichen wurden, dass eine Hartz-IV
Bezieherin einen angebotenen Arbeitsvertrag zu-
nächst mit Sachkundigen besprechen wollte, be-
vor sie ihn unterschreibt. Auch das Verhandeln mit
dem potentiellen Arbeitgeber über den Lohn wird
nicht gern gesehen und kann schnell zur Sanktion
führen.16 Die Sanktionen reichen hierbei bis zur
Totalstreichung des Hartz-IV Regelsatzes, so dass
die Betroffenen über keinerlei finanzielle Mittel
mehr verfügen. Diese Sanktionspraxis ist in den
letzten Jahren geradezu ausgeufert. Wurden im
Jahr 2007 noch rund 785 000 Sanktionen ver-
hängt, waren es 2012 bereits 1,02 Millionen.17 Die
meisten dieser Sanktionen (rund 70%) wurden
dabei allein aufgrund von Meldeversäumnissen
verhängt. Der Gebrauch derart übertriebener Me-
thoden gegenüber Hartz-IV Bezieherinnen und
Beziehern zeigt, wie rücksichtslos mit Menschen
unter dem jetzigen Hartz-System umgegangen
wird.18
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"Fördern und
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läre Beschäftigung“

„Soziale
Hängematte“



„Wir müssen und wir haben unseren Ar-
beitsmarkt liberalisiert. Wir haben einen
der besten Niedriglohnsektoren aufge-
baut, den es in Europa gibt.“ (Weltwirt-
schaftsforum in Davos, 2005)

Warum die Hartz-Reform als Erfolg verkauft
wird...
Es wird verkündet, dass die Hartz-Reform durch die
sog. „Flexibilisierung“ des Arbeitsmarktes die Ar-
beitslosigkeit hierzulande bedeutend gesenkt hat.
Zu einem gewissen Grad mag das zutreffen. Betrug
die Arbeitslosigkeit 2002 noch rund 9,8%, lag sie
2012 bei 6,8%. Viel mehr Positives lässt sich aller-
dings auch nicht sagen.

Was hinter den vermeintlichen Erfolgen steckt...
Schaut man nun nämlich hinter die genannten
Zahlen, wird deutlich, was der Trick der Hartz-Re-
form gewesen ist: Viele ehemalige Vollzeitstellen
wurden zu Mini- und Midi-Jobs, Teilzeitstellen oder
Leiharbeit.2 Das Arbeitsvolumen, d.h. die Anzahl
der insgesamt in diesem Land vorhandenen Arbeit,
hat hingegen nicht zugenommen.3 Unterm Strich
wurde also nicht zusätzliche Arbeit geschaffen,
sondern es wurde der Arbeitsmarkt durch die
Hartz-Reform zersplittert, d.h. Arbeit wurde unter
den Erwerbsfähigen bloß umverteilt. Konsequenz
hiervon ist, wie bereits geschildert, dass viele Men-
schen zwar nicht mehr in der Arbeitslosenstatistik
auftauchen, dennoch aber zum Jobcenter gehen,
um ihren spärlichen Lohn aufstocken zu lassen.
Arm trotz Arbeit.
Auch bei der Bekämpfung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit (= länger als ein Jahr arbeitslos) lassen sich
wenig positive Effekte beobachten. Zwar sind
durch die oben dargestellte bloße Umverteilung
von Arbeit heute weniger Menschen arbeitslos als
vor der Reform, doch ist der Anteil der Langzeitar-
beitslosen an diesen noch weiter angestiegen. Wa-
ren 2002 noch 33,7% von Langzeitarbeitslosigkeit
betroffen, sind es 2012 sogar 35,6%.4

Wie das Hartz-System die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer diszipliniert...
Neben dem Anstieg von Ungleichheit, Armut und
Niedriglohn hat die eingeleitete Reform (speziell
Hartz IV) vor allem Angst und Druck in der Bevöl-
kerung verbreitet. Dies ist nicht allein bei jenen
der Fall, die auf Hart-IV-Leistungen angewiesen
sind. Auch viele Menschen, die noch eine Arbeit
haben, treibt die Sorge um. Wer heutzutage ar-
beitslos wird, kann davon ausgehen, dass er oder
sie nicht mehr wie im alten Sozialsystem noch
über längere Zeit den Lebensstandard halbwegs
halten kann. Stattdessen erfolgt bereits nach ei-
nem Jahr Arbeitslosengeld der Wechsel in das
Hartz-IV-System. Wer sich bislang etwas vom Erar-
beiteten zusammengespart hatte, wird dies zu-
nächst weitgehend aufbrauchen müssen, bevor
das Amt auch nur einen Euro überweist. Zudem
wird er oder sie durchleuchtet, gegängelt und
kontrolliert. Ein Umstand, der beschönigend von
den Regierenden als „Fordern & Fördern“ verkauft
wurde, um die Mehrheit der Bevölkerung in An-
betracht ihrer Entrechtung ruhig zu stellen.

Wie zur Durchsetzung der Hartz-Reform das so-
ziale Klima hierzulande vergiftet wurde...
Um eine Reform durchzudrücken, die die Arbeits-
und Sozialrechte, somit zentrale Schutzrechte der
Bevölkerungsmehrheit derart verschlechtert,
wurde eine Atmosphäre von Diskriminierung,
Hass und Hetze gestiftet. Beteiligt hieran waren
viele Vertreter und Vertreterinnen der Regie-
rungsparteien (SPD, Grüne), aber auch von
CDU/CSU und FDP, sowie Wirtschaftsverbände
und die meisten Medien. Niedriglöhner wurden
gegen Sozialleistungsempfänger aufgestachelt
und es wurde das Vorurteil des „faulen Arbeitslo-
sen“ verbreitet. RTL und die Bildzeitung haben
hier neben anderen fleißig mitgewirkt.

Gerhard Schröder: „Es gibt kein Recht auf
Faulheit.“5

Franz Müntefering: „Wer nicht arbeitet, soll
auch nicht essen.“6

Dass Herr Müntefering (damals Fraktionsvorsitzer
der SPD) den Menschen hiermit ein Grundrecht
absprach, das grundgesetzlich garantiert ist, zeigt
etwa ein Zitat aus einem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts von 2010:

„Das Grundrecht auf Gewährleistung ei-
nes menschenwürdigen Existenzmini-
mums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung
mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20
Abs. 1 GG sichert jedem Hilfebedürftigen
diejenigen materiellen Voraussetzungen
zu, die für seine physische Existenz und
für ein Mindestmaß an Teilhabe am ge-
sellschaftlichen, kulturellen und politi-
schen Leben unerlässlich sind. Dieses
Grundrecht (…) ist dem Grunde nach un-
verfügbar.“7

Geht es also darum, den Sozialstaat abzubauen
oder gegen den Willen der Bevölkerungsmehrheit
zu handeln, will die Obrigkeit vom Grundgesetz
offenbar nicht viel wissen.

Das grundgesetzlich garantierte „Existenzmini-
mum“ ist den Regierenden eher lästig...
In dem genannten Urteil kam das Bundesverfas-
sungsgericht zu dem Schluss, dass die Hartz-IV-
Regelsätze, besonders von Kindern, falsch be-
rechnet wurden. Nach monatelangen
Verhandlungen zwischen SPD, Grünen, CDU/CSU
und FDP kam es dann zu einer Neuberechnung.
Diese führte schließlich zu einer Regelsatzerhö-
hung von 5 Euro pro Monat für erwachsene Leis-
tungsempfängerinnen und Leistungsempfänger.
Ein hart umkämpfter Betrag, der in Anbetracht

Anfang 2002 berief die damalige rot-grüne Bundes-
regierung die sog. Hartz-Kommission ein. Diese
sollte Vorschläge zur Reduzierung der Arbeitslosig-
keit und „Belebung“ der Wirtschaft entwerfen. Noch
im gleichen Jahr lagen die Ergebnisse dann auf dem
Tisch und wurden stolz vom Auftraggeber Bundes-
kanzler Gerhard Schröder (Spitzname: „Genosse der
Bosse“) der Öffentlichkeit präsentiert. In den Geset-
zen Hartz I bis Hartz IV, die zwischen 2003 und 2005
eingeführt wurden und die Umsetzung der Hartz-
Vorschläge beinhalteten, wurden Arbeitsmarkt und
Sozialsystem auf grundlegende Weise umgebaut,
bzw. abgebaut. So wurde die Bezugsdauer von Ar-
beitslosengeld drastisch verkürzt, die Arbeitslosen-
hilfe wurde faktisch abgeschafft. Die Sozialhilfe für
erwerbsfähige Personen wurde um Sonderleistun-
gen (z.B. Bekleidungsgeld, Einrichtungsgeld) ge-
kürzt und in Arbeitslosengeld II umbenannt. Die
Zumutbarkeit von Arbeit wurde deutlich verschärft.
Der Kündigungsschutz wurde gelockert. Drastisch
ausgeweitet wurden Leiharbeit, Mini-Jobs, Teilzeit,
Befristungen und andere Formen prekärer Beschäf-
tigung. Neu eingeführt wurden häufig selbstaus-
beuterischen Ich-AGs, sowie die für viele
demütigenden Ein-Euro-Jobs.

Was die Hartz-Reform gebracht hat...
Das Hartz-Gesamtpaket hatte starke Auswirkungen
auf Armut und Verteilungsverhältnisse hierzulande.
Im Zuge der Hartz-Gesetze stieg die Ungleichheit in
keinem anderen Industrieland so stark wie in
Deutschland. Auch die sog. Armuts„gefährdung“
hat sich stark ausgeweitet von rund 11% (2001) auf
15,8% (2011).1 Nie zuvor in der Geschichte der Bun-
desrepublik gab es so viele Leiharbeiterinnen und
Leiharbeiter oder Menschen, die ihren Lohn mit So-
zialleistungen aufstocken mussten. Mehr als 20%
der Erwerbstätigen sind heute im Niedriglohnsektor
tätig. Deutschland hat mittlerweile einen der größ-
ten Niedriglohnsektoren in Europa. Auf diesen Um-
stand hatte Gerhard Schröder bereits 2005 mit Stolz
verwiesen:

von Bankenrettungssummen in Höhe hunderter
Milliarden oder auch Manager-Stundenlöhnen
von mehreren tausend Euro geradezu menschen-
verachtend lächerlich ist. Für die Kinder sollte der
Betrag gemäß neuer Berechnungsmethode zu-
nächst sogar gesenkt werden.
Auch die jetzige Ermittlung des Existenzmini-
mums dürfte weiterhin gegen das Grundgesetz
verstoßen.8 Wohin man nämlich sieht, es wurde
am Betrag geschraubt und gedreht, solange, bis
die gewünschte Summe herauskam.9

Warum der Hartz-IV Regelsatz mit gesellschaft-
licher Teilhabe wenig zu tun hat...
Eigentlich sollen Leistungen nach Hartz-IV ja ein
„Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen,
kulturellen und politischen Leben“ ermöglichen.
Hiermit haben sie jedoch wenig zu tun. Dies zeigt
nicht nur die zynische Methode ihrer Ermittlung.10

So wurde einfach das Ausgabeverhalten der
Ärmsten 15% der Bevölkerung betrachtet und als
Betrag für Hartz-IV Bezieherinnen und Bezieher
festgesetzt. Zusätzlich wurden jedoch noch sol-
che Dinge aus dem Betrag herausgestrichen, die
man den Betroffenen nicht zugestehen wollte:
Schnittblumen, Imbissbesuche, Haustiere, Tabak,
Zigaretten, Gartenpflege usw. Einerseits wurde al-
so eiskalt statistisch vorgegangen, andererseits
kam eine Gängelungsmethode zum Einsatz, um
auch die kleinen Dinge des Alltags der Lebens-
qualität von Hartz-IV Betroffenen zu entziehen.
Am realistischen Bedarf von Menschen wird sich
somit gerade nicht orientiert, sondern an den
Vorstellungen von Politikerinnen und Politikern,
die selbst wohl nie in Gefahr kommen werden,
von Hartz-IV Leistungen leben zu müssen.

Wie der Regelsatz eigentlich hätte berechnet
werden müssen...
Würde es den Vertreterinnen und Vertretern der
bisherigen Regierungsparteien um Menschen-
würde und gesellschaftliche Teilhabe gehen, wäre




